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Änderungsantrag 
der Abgeordneten Frau Vennegerts, Stratmann, Dr. Lippelt (Hannover) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1990 

hier: Einzelplan 60 
Allgemeine Finanzverwaltung 
— Drucksachen 11/5000 Anlage, 11/5578 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kapitel 60 02 – Allgemeine Bewilligungen – wird der Titel 
698 01 – Verkauf der Salzgitter AG – gestrichen. 

Bonn, den 23. November 1989 

Frau Vennegerts 
Stratmann 
Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 

Begründung 

1. Die Privatisierung der bundeseigenen Salzgitter AG wird abge-
lehnt, weil sie gegen den erklärten Willen der Konzernbeschäf-
tigten erfolgt und einen weiteren Abbau der Montanmitbestim-
mung in den heutigen Salzgitter-Unternehmen befürchten läßt. 

2. Die Privatisierung bildet die Voraussetzung zur Bildung eines 
Mammutkonzerns, der nach dem Zusammenschluß die Num-
mer 12 in der Rangliste der deutschen Unternehmen sein wird. 
Mit diesem Schritt wird – wie schon bei der Fusion Daim-
ler – MBB – eine weitere Vermachtung in der Wirtschaft von 
seiten der Bundesregierung nicht nur geduldet, sondern aktiv 
betrieben und gefördert. Die Bundesregierung handelt nach 
dem Motto: „Großfusion und weitere Konzentration statt Kon-
trolle wirtschaftlicher Macht. " 

3. Es ist zu befürchten, daß bei der geplanten Privatisierung 
Bank- und Kapitalinteressen der Westdeutschen Landesbank 
und der Deutschen Bank die absolut vorherrschende Rolle 
spielen werden und die Interessen der Konzernbeschäftigten 
auf der Strecken bleiben. 
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4. Durch die geplante Privatisierung der Salzgitter AG wird die 
Existenz einer Region — insbesondere der Stadt Salzgitter — 
gefährdet. Mehr als die Hälfte des Grund und Boden der Stadt 
Salzgitter und ca. die Hälfte des städtischen Wohnungsbestan-
des befinden sich im Eigentum des Salzgitter-Konzerns. Die 
Bundesregierung macht mit dem Vollzug der Privatisierung die 
Stadt Salzgitter und einen Großteil der Einwohner/innen vom 
Wohlwollen eines Privatkonzerns abhängig, der keinen Bezug 
zu dieser Stadt hat. 


